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Pressemitteilung der Staatsanwaltschaft Münster 
 
Nachtrag zur Pressemitteilung vom 22.10.2023 
 
Die Staatsanwaltschaft Münster hat gegen den 35-jährigen Beschuldigten 
aus Beckum wegen des Verdachts des Totschlags und der Körperverlet-
zung in zwei Fällen (wobei eine dieser beiden Taten als gefährliche Kör-
perverletzung und insoweit tateinheitlich mit einer Nötigung begangen 
worden sein soll) eine (sogenannte) Antragsschrift im Sicherungsverfah-
ren bei der Schwurgerichtskammer des Landgerichts Münster erhoben. 
 
Nach dem Vorwurf der Antragsschrift soll der Beschuldigte am 
19.10.2023 während eines Aufenthalts in dem Haus seiner Eltern zu-
nächst seiner 66 Jahre alten Mutter unvermittelt mit der Faust in ihr 
Gesicht geschlagen haben. Als daraufhin sein 86-jähriger Vater hinzu-
kam, soll sich zwischen dem Beschuldigten und seinem Vater eine kör-
perliche Auseinandersetzung entwickelt haben. Während die Mutter des 
Beschuldigten das Haus verließ und eine Nachbarin um einen Anruf bei 
der Polizei bat, soll der Beschuldigte bei der Auseinandersetzung mit 
seinem Vater in der Küche ein Messer ergriffen und im Wohnzimmer 
mehrfach auf seinen Vater eingestochen haben. Als die Mutter des 
Beschuldigten in das Haus zurückgekehrt war und ihrem am Boden 
liegenden Ehemann zu Hilfe kommen wollte, soll der Beschuldigte sie 
festgehalten, zu Boden und gleichzeitig unter anderem die Messerklinge 
an die Kehle seiner Mutter gedrückt haben. In dieser Situation soll der 
Beschuldigte zudem von seiner Mutter die Übergabe ihres Mobiltelefons 
und dessen Entsperrung verlangt haben, um sodann seine Verlobte über 
einen Videoanruf anzurufen. 
 
Der Vater des Beschuldigten verstarb noch an der Tatörtlichkeit; seine 
Ehefrau erlitt unter anderem eine Schnittverletzung am Hals sowie weite-
rer Verletzungen am Nacken und rechten Mundwinkel. Der Beschuldigte 
wurde noch in der Wohnung seiner Eltern festgenommen. 
 
Im Rahmen einer Untersuchung durch die von der Staatsanwaltschaft 
beauftragte psychiatrische Sachverständige hat der Beschuldigte ange-
geben, in der Vorstellung gehandelt zu haben, dass sein Vater seinen – 
des Beschuldigten – Sohn, der in einer Pflegefamilie lebt, habe töten 
wollen. An die vorgeworfenen Taten gegenüber seiner Mutter konnte sich 
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der Beschuldigte – ausgehend von den Angaben gegenüber der Sach-
verständigen – nicht erinnern. 
 
Die Staatsanwaltschaft geht aufgrund der durchgeführten Ermittlungen 
und basierend auf sachverständiger Einschätzung davon aus, dass sich 
der Beschuldigte zum Zeitpunkt des Ereignisses in einer akuten Phase 
einer bereits seit Jahren bestehenden psychischen Erkrankung befand 
und daher schuldunfähig gewesen sein könnte. Vorbehaltlich des Ergeb-
nisses einer Hauptverhandlung dürfte der Beschuldigte die 
vorgeworfenen Taten wahnhaft motiviert begangen haben. 
 
Da der – derzeit in einer forensischen Klinik einstweilig untergebrachte – 
Beschuldigte wegen seiner Erkrankung und ohne eine entsprechende 
Behandlung derzeit für die Allgemeinheit gefährlich ist, könnte das Land-
gericht in dem Sicherungsverfahren die Unterbringung des Beschuldigten 
in einer psychiatrischen Klinik anordnen. 
 
Das Landgericht hat über die Eröffnung des Sicherungsverfahrens zu ent-
scheiden. 
 
Für den Beschuldigten gilt bis zu einer rechtskräftigen Verurteilung die 
Unschuldsvermutung. 
 
 
Botzenhardt 
Oberstaatsanwalt 
 
 
Erläuterung: 
Mit einer Antragsschrift im Sicherungsverfahren (§ 413 Strafprozessordnung) 
kann für einen schuldunfähigen Beschuldigten die selbständige Anordnung 
einer Maßregel beantragt werden. Die Antragsschrift ersetzt die sonst übliche 
Anklageschrift.  
 
Schuldhaftes Handeln ist von Verfassungs wegen Voraussetzung der Strafbar-
keit. Wer im Zustand der Schuldunfähigkeit eine Straftat begangen hat bzw. 
nicht auszuschließen ist, dass er im Zeitpunkt der Tat schuldunfähig gewesen 
ist, kann für die ihm vorgeworfene Tat nicht bestraft werden (keine Strafe ohne 
Schuld; zu vgl. auch § 20 Strafgesetzbuch). 
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Allerdings kann gegen einen Beschuldigten, der schuldunfähig (oder vermindert 
schuldfähig - § 21 Strafgesetzbuch -) gewesen ist, eine sogenannte Maßregel 
der Besserung oder Sicherung angeordnet werden. Zu diesen Maßregeln gehört 
auch die Unterbringung eines Beschuldigten in einem psychiatrischen Kranken-
haus gemäß § 63 Strafgesetzbuch. 
 
§ 63 Satz 1 Strafgesetzbuch: 
Hat jemand eine rechtswidrige Tat im Zustand der Schuldunfähigkeit (§ 20) oder 
der verminderten Schuldfähigkeit (§ 21) begangen, so ordnet das Gericht die 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus an, wenn die Gesamtwür-
digung des Täters und seiner Tat ergibt, dass von ihm infolge seines Zustandes 
erhebliche rechtswidrige Taten, durch welche die Opfer seelisch oder körperlich 
erheblich geschädigt oder erheblich gefährdet werden oder schwerer wirtschaft-
licher Schaden angerichtet wird, zu erwarten sind und er deshalb für die Allge-
meinheit gefährlich ist. 


